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Wie bitte?
Kinder können oft kein Deutsch mehr – aus der Landes- ist eine Problemsprache geworden

SEBASTIAN BRIELLMANN

In der deutschen Schweiz, so unter-
schiedlich sie sein mag, sollte zumindest
die deutsche Sprache als Klammer die-
nen, die die Region als solche definiert.
Doch diesen – eigentlich simplen – Be-
fund kann man heute wohl nur noch
in den Geschichtsbüchern nachlesen.
Ein bedeutender Teil der Gesellschaft,
der die Schweiz (künftig) prägen wird,
ist der Landessprache zumindest nicht
mehr mächtig: die Kinder.

Dieses Defizit akzentuiert sich seit
Jahren und führt zu besorgt klingenden
Schlagzeilen: «‹Wiederhole bitte›: wenn
im Kindergarten nur eines von vier Kin-
dern fliessend Deutsch spricht» (NZZ).
«‹Niveau im Sinkflug›: Schulkinder
haben immer mehr Mühe mit Deutsch»
(«Tages-Anzeiger»). Die Schwierig-
keiten mit der Sprache haben gravie-
rende Folgen. 25 Prozent aller 15-Jähri-
gen gelten als leistungsschwach, wie die
letzte Pisa-Studie aufgezeigt hat. Diese
Jugendlichen sind kaum in der Lage, ein-
fache Alltagstexte einzuordnen.

Selbst an den Universitäten, so kla-
gen manche Professoren, könnten sich
die Studenten nicht mehr genügend gut
ausdrücken – was in Prüfungen zur Folge
habe, dass oftmals gar nicht mehr klar-
werde, ob die Antwort nun richtig oder
falsch sei. Problemsprache Deutsch.

Inakzeptable Situation

Bereits wenn Kinder in den Kindergar-
ten kommen, sind viele überfordert, weil
sie der Sprache gar nicht (oder nicht ge-
nügend) mächtig sind. In Basel-Stadt
sind es knapp 40 Prozent. Im Basel-
biet ein Drittel. In Zürich ein Viertel,
im ländlichen Thurgau ebenfalls. Zah-
len der Universität Basel zeigen, dass
55 Prozent der Kinder in der Schweiz
eine oder mehrere Fremdsprachen spre-
chen. Jedes fünfte redet daheim sogar
nie oder nur selten Deutsch.

Dabei sieht die Schweizerische Eid-
genossenschaft bürokratisch-nüchtern
vor: «Die Kenntnis einer Landesspra-
che ist eine Grundvoraussetzung für
die erfolgreiche berufliche und soziale
Integration.» Was selbstverständlich
klingt, ist heute oft Wunschdenken. Im
«Bildungsbericht Schweiz» steht ge-
schrieben: Kinder, die fremdsprachig
in den Kindergarten eintreten, haben
im Schnitt tiefere Bildungsabschlüsse
als diejenigen, die die Landessprache
beherrschen.

Dass das keine akzeptable Situation
ist, haben auch die Kantone und Ge-
meinden erkannt. Als Pionier gilt Ba-
sel-Stadt, was nicht verwundern kann.
Die Basler Schüler sind zwar die teu-
ersten gemäss Bundesamt für Statistik,
aber auch die schlechtesten. Der Auslän-
deranteil im Stadtkanton ist hoch.

Grosser Förderbedarf

Das bewog den früheren Erziehungs-
direktor Christoph Eymann zu einem
einschneidenden Schritt: Wer als Kind
kein Deutsch spricht, muss in die obli-
gatorische Frühförderung. Der Kanton
verschickt seit 2013 jedes Jahr an alle
Haushalte mit kleinen Kindern, die ein-
einhalb Jahre später in den Kindergar-
ten kommen, einen Fragebogen. An-
hand der Antworten wird evaluiert, wer
einen Förderbedarf hat.

Entwickelt worden ist dieses System
vom Team von Alexander Grob, einem
Psychologieprofessor an der Universi-
tät Basel. In diesem Jahr wird der Frage-
bogen in 466 von 1391 Gemeinden in
der Deutschschweiz genutzt. Das In-
teresse lässt sich gut begründen. In den
Untersuchungen, sperrig «Sprachstand-
erhebung» genannt, zeigen sich durch-
aus ansprechende Verbesserungen.
Grob sagt: «Die Frühförderung wirkt.»

Das ist, einerseits, eine richtige Fest-
stellung, es bleiben, andererseits, auch
viele Fragen offen. Das zeigt eine um-
fassende Analyse aus dem vergangenen
Jahr, in der die Deutschkompetenz von
über 23 000 Kindern untersucht wurde.
Die Ergebnisse geben Anlass zur Sorge.

Nur 43 Prozent der Kinder sprechen
daheim ausschliesslich Deutsch – bei
37,5 Prozent kommt der deutschen Spra-
che eineinhalb Jahre vor dem Kinder-
garteneintritt keine «vorrangige Bedeu-
tung» zu. Wer mit einer anderen Spra-
che oder multilingual aufwächst, hat in
55 Prozent der Fälle einen Förderbedarf.

Insgesamt kann laut der Studie jedes
dritte Kind mit zirka drei Jahren nur
ungenügend Deutsch. Das bedeutet
konkret, dass ein Kind den Schwellen-
wert eines gewissen Niveaus nicht er-
reicht. Diese Marke wurde anhand der
Sprachfähigkeit von Muttersprachlern
ermittelt. Bei diesen gelten 70 Prozent
als durchschnittlich, 15 Prozent als be-
sonders und 15 Prozent als unterdurch-
schnittlich begabt. Letztgenannte gel-
ten als «sprachentwicklungsverzögert» –
und bedürfen einer Förderung.

Migranten haben Mühe

Wenn Deutsch jedoch nicht die Mut-
tersprache ist, brauchen 70 Prozent
der Kinder eine Sprachförderung. Der
allergrösste Teil dieser Kinder hat keine
kognitiven Einschränkungen und ander-
weitigen Entwicklungsauffälligkeiten.
Sie verstehen die Landessprache zu we-
nig – oder gar nicht. Weil sie kaum Be-
rührung mit ihr haben.

Nicht gefördert wird, so sagt es
Grob, wer Defizite hat, aber trotzdem
dem Unterricht folgen kann – obschon
Deutsch nicht die Muttersprache ist.
Diese Kinder rutschen gerade noch so
durch, sind also keineswegs exzellent.
Immerhin: Die obligatorische Früh-
förderung bringt eine Verbesserung. Das
konnte Grob in einer noch nicht ver-
öffentlichten Studie nachweisen.

Untersucht wurde dabei das Deutsch-
niveau, das 315 Kinder im Alter von drei
Jahren haben – und welchen Fortschritt
sie eineinhalb Jahre später vor dem Start
des Kindergartens vorweisen können.Das
Resultat ist eindrücklich. Starteten die
Dreijährigen mit Förderbedarf im Durch-
schnitt bei einem Wert von 8,8 Punk-
ten, lag er achtzehn Monate später bei
durchschnittlich über 20 Punkten.

Alexander Grob sagt, dass dies ein
«gutes Ergebnis» sei. Natürlich liege
es immer noch unter dem Schwellen-
wert, «aber 53 Prozent der Kinder lie-
gen nach einem Jahr darüber». Und ge-
rade die ehemals Schwächsten mach-
ten die deutlichsten Fortschritte. Das
sei, so vermutet Grob, auch der Grund,
warum mittlerweile so viele Gemeinden
mitmachten.

Die Frühförderung als Wundermittel
hochzujazzen, das das Problem aus der

Welt schafft, wäre allerdings übertrie-
ben. Dafür fehlen mehr belastbare In-
formationen. Zwei Beispiele: Erstens ist
das Angebot nur in den Kantonen Basel-
Stadt und Thurgau sowie in zwei weite-
ren Gemeinden (Saanen [BE], Grenchen
[SO]) verpflichtend, wie Grobs Team
mitteilt. In allen anderen Gemeinden
ist die Frühförderung freiwillig. Ebenso
unterscheidet sich stark, an wie vielen
Halbtagen die Kinder überhaupt in den
Deutschunterricht müssen. Grob kann
deswegen noch nicht sagen, ob sich der
Zwang auszahlt – und ob es sich noch
mehr lohnt, wenn man Kinder beispiels-
weise drei statt nur zwei Halbtage ver-
pflichtet, in die Frühförderung zu gehen.

Zweitens ist auch nicht klar, wie sehr
die Fortschritte der für die Studie be-
gleiteten Kinder alleine der Frühförde-
rung zuzuschreiben sind. Grob hat näm-
lich auch belegen können, dass ein Be-
such in einer Betreuungseinrichtung –
einer Spielgruppe oder einer Kita – vor
der eigentlichen Förderung die «Sprach-
entwicklung» massiv beschleunigt. Wer
schon davor mehr als 16 Stunden in einer
solchen Einrichtung war, kann mehr als
doppelt so gut Deutsch wie jemand, der
nur daheimblieb. 50 Prozent der Kinder,
die eine Deutschförderung brauchen
würden, waren in keiner Einrichtung.

Millionen für unklare Resultate

Das führt zu der Frage, wie sinnvoll
es überhaupt ist, Millionen von Fran-
ken in ein System zu pumpen, dessen
Erfolg nicht präzise messbar ist. Grob
sagt zwar: «Es ist schon ein Erfolg,
dass wir sagen können, dass die Früh-
förderung etwas nützt.» Aber das se-

hen nicht alle so. Bekannte Lehrer wie
Alain Pichard zweifeln den Nutzen die-
ser Frühförderung an.

Auch Grob sagt, dass er gerne mehr
Daten zur Verfügung hätte. Das ist je-
doch auch eine politische Frage. Denn
wenn ein Thema mit Migration zu tun
hat, wird es schnell heikel. Grob hat
beispielsweise belegt, was zwar logisch
klingt, aber nie erwiesen war: Je mehr
Eltern pro Quartier oder Bezirk nicht
deutschsprachig sind, desto schlechter
reden ihre Kinder Deutsch. Deshalb
stellt sich die Frage, ob eine bessere
Durchmischung hilfreich wäre.

Grob sagt: «Wir wissen es nicht, weil
wir es nicht untersuchen können.» Da-
bei wären das die wichtigen Fragen,
wie auch er sagt. Denn die Sprache
ist für Grob «mitentscheidend», damit
in der Schweiz nicht dasselbe passiert
wie in Deutschland: «Wir sehen dort
in Brennpunktschulen, etwa in Berlin,
dass man mit Deutsch gar nicht erst
anfangen muss.»

So weit ist es in der Schweiz noch
nicht, aber Grob beobachtet, dass auch
hier in Quartieren mit hohem Migra-
tionsanteil oft eine ethnische Gruppe
dominiert. «So haben die Kinder keinen
Druck, Deutsch zu lernen, sie kommen
gut mit ihrer Sprache durch.»

Quoten in den Quartieren?

Und da beginnt das Problem. In der
Schweiz gilt das frei wählbare Wohn-
recht, man könne nicht einfach «umsie-
deln», sagt Grob, «wir leben zum Glück
nicht in stalinistischen Zeiten». Auf der
anderen Seite nennt er Dänemark als
Beispiel, das den Anteil an «nichtwest-
lichen Bewohnern» in Brennpunktquar-
tieren gezielt senkt, also mit Zwang
agiert. Er selbst könne sich dies vorstel-
len, sagt Grob, «mit Blick auf die Chan-
cengerechtigkeit gegenüber Kindern».
In der Politik sehe er dafür jedoch keine
Mehrheiten. Dabei sei die Schweiz gar
nicht so fair, wie viele meinten.

Ein Beispiel: In der Schweiz hat
jedes Kind das Recht auf dieselbe Bil-
dung. Gleichzeitig sei es erwiesen, sagt
Grob, dass die Leistungen der Kin-
der in schlecht durchmischten Quartie-
ren mit hohem Ausländeranteil gerin-
ger seien. «Eigentlich müsste man mehr
in diese Bezirke investieren, dann ent-
stünde allerdings eine neue Ungleich-
heit.» Diese müsse man, um des besten
Resultats willen, jedoch in Kauf neh-
men. Grob hat auch eine Idee: Er würde
gerne für die Deutschschweiz ein Sys-
tem implementieren, das aufzeigt, wel-
che Gemeinden für wie viele Kinder
eine Frühförderung benötigen.

In Abhängigkeit vom ausgewiesenen
Bedarf sollten Fördergelder auf Ge-
meindeebene investiert werden – ähn-
lich dem Modell des Lastenausgleichs,
sagt Grob, «so könnten wir evidenz-
basiert Ressourcen zielführend einset-
zen. Als sinnvolle Präventivmassnahme,
bevor soziale Probleme entstehen.» Da-
mit es nicht, wie in anderen Ländern, zu
Ghettobildungen kommt. Und die Spra-
che wieder das ist, was sie sein sollte:
eine Klammer für eine (zunehmend)
heterogene Gesellschaft.

Nur noch vier von zehn Kindern reden daheim ausschliesslich Deutsch. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Die Ergebnisse einer
Analyse geben Anlass
zur Sorge. Insgesamt
kann jedes dritte Kind
mit zirka drei Jahren
nur ungenügend
Deutsch.

Je mehr Betreuung, desto besser das Deutschniveau

Die Kenntnisse steigen in allen Kantonen, wenn die Kinder eine Spielgruppe oder eine Kita
besuchen (in Punkten)

Der Schwellenwert für ausreichende Deutschkenntnisse liegt bei 21,5 Punkten
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Italien fordert,
was der Schweiz einst verwehrt blieb
Nach dem Attentat von Luxor 1997 blitzte der Bund bei der ägyptischen Regierung ab

CHRISTINA NEUHAUS

Am 17. November 1997 griffen Islamis-
ten in Luxor eineTouristengruppe an. 58
Personen starben,unter ihnen 36 Schwei-
zerinnen und Schweizer. Der Bundes-
rat reagierte schnell. Bereits am folgen-
den Tag sicherte die Landesregierung
den Opfern und deren Familien finan-
zielle Hilfe zu und gründete einen Kri-
senstab.Aussenminister Flavio Cotti flog
unverzüglich nach Ägypten. Zur Trauer-
feier, die am 29. November 1997 in
Zürich stattfand, reiste auch der ägypti-
scheAussenministerAmr Moussa an. Er
versicherte den Betroffenen die Solidari-
tät seines Landes und deutete vage eine
«finanzielle Geste»Ägyptens an.

Der Schweiz war das nicht genug.
Sie reagierte ähnlich wie heute Italien
nach dem verheerenden Brand von
Crans-Montana – wenn auch deutlich
höflicher.Der Bundesrat liess die ägyp-
tische Regierung auf diplomatischem
Weg wissen, dass er eine konkrete Ent-
schädigung erwarte. Zudem verlangte
die Schweiz Einsicht in die Unter-
suchung desAnschlags undAufklärung
über Täter und Hintergründe.

Doch Kairo mauerte. In einer Ant-
wort des Bundesrats auf eine parla-
mentarische Anfrage im Juni 1998
wird minuziös aufgezählt, was alles
nicht klappte. Ägypten hatte auch
nach mehreren diplomatischen Anläu-
fen kein konkretes Angebot gemacht.
Die Frage einer staatlichen Haftung
wurde ignoriert.

Geld wurde verweigert

Der ehemalige NZZ-Journalist Felix
E.Müller, der das Attentat überlebte,
recherchierte die Vorgänge später akri-
bisch und verarbeitete sie in einemBuch.
Heute sagt er: «Die Informationen über
den Ablauf des Attentats und die Hin-
termänner flossen spärlich und waren
politisch gefiltert. Dafür verantwort-
lich war der damalige Präsident Hosni
Mubarak selbst. Ihm ging es darum, sich
selbst und den Staat Ägypten aus der
Schusslinie der Kritik zu nehmen.»

Von einer echten Zusammenarbeit
bei den Ermittlungen wollte die ägyp-
tische Regierung von Anfang an nichts
wissen.Der erste Untersuchungsbericht,
den die Behörden in Kairo den Schwei-
zern übergaben, enthielt inhaltliche Feh-
ler. Der korrigierte zweite Bericht war,
wie der Bundesrat feststellen musste,
«nicht sehr umfassend».

Aus Frustration wurde die Schweiz
selbst tätig. Nachdem sie ein Jahr lang
vergeblich auf relevante Informatio-
nen aus Kairo gehofft hatte, eröffnete
sie ein eigenes Untersuchungsverfah-
ren. Um den Tatverlauf möglichst ge-
nau zu rekonstruieren und um die Aus-
sagen der Opfer mit den Schlussfolge-
rungen der ägyptischen Behörden ab-
zugleichen, führte die Bundespolizei in
der Schweiz verschiedene Gespräche
mit Überlebenden des Massakers.

Schliesslich reisten zwei Beamte der
Bundespolizei am 26.April 1998 für eine
Woche nach Kairo. Offiziell auf Ein-
ladung der ägyptischen Behörden.Doch
dort wurden die Schweizer weitgehend
ignoriert. Der Bundesrat schrieb später
diplomatisch, die beiden Bundespoli-
zisten hätten sich zwar über die Unter-
suchungen informieren können. «Der
ihnen gewährte Einblick in das Dossier
erwies sich jedoch als nicht sehr umfas-
send. Der in Aussicht gestellte Schluss-
bericht steht noch aus.» Müller sagt
weniger diplomatisch: «Mubarak war
entschlossen, die Schweizer ins Leere
laufen zu lassen.»

Aufgegeben nach kurzer Zeit

Am 20. November 1998 – ein Jahr nach
dem Attentat – stellte die Schweiz
schliesslich ein offizielles Rechts-
hilfebegehren an die ägyptischen Be-
hörden. Beigelegt war eine Liste mit
117 Fragen. Ein halbes Jahr später, im

Juni 1999, lieferte Kairo die Antworten
auf die 117 Fragen. Doch wieder wurde
die Schweiz enttäuscht. Laut Müller
fassten die ägyptischen Behörden pri-
mär das zusammen, was dank Recher-
chen amerikanischer und britischer
Journalisten bereits bekannt war. Über
die Hintergründe und dieTäter stand in
denAntworten fast nichts.

Wenige Monate später gab die
Schweiz Forfait. Im Frühling des Jah-
res 2000 reiste Flavio Cottis Nachfol-
ger, Joseph Deiss, nach Kairo.An einem
Auftritt mit seinem ägyptischen Amts-
kollegen Mussa gab er die Normalisie-
rung der bilateralen Beziehung bekannt.
Mussa sprach von einem neuen Kapi-
tel, das aufgeschlagen worden sei. Deiss

sagte, auf offizieller Ebene sei die «Tra-
gödie» beigelegt. Für die Betroffenen
sei das ein Schlag ins Gesicht gewesen,
sagt Felix E.Müller.

Weil sich Ägypten selbst als Op-
fer betrachtete und einen Präzedenz-
fall vermeiden wollte, zahlte die Regie-
rung den Schweizer Opfern keinen Rap-
pen. Die Schweiz sorgte deshalb allein
für die Entschädigung der Betroffenen.
Vier Jahre nach dem Attentat erhiel-
ten 78 Angehörige insgesamt 4,7 Mil-
lionenFranken.FelixE.Müller und seine
Frau gehörten nicht dazu. DieAnforde-
rungen waren streng.Das Geld kam aus
einem Fonds, den die Schweiz geäufnet
hatte, um langjährige Rechtsstreitig-
keiten zu vermeiden.

Grundlage für die finanzielle Unter-
stützung war eine 1999 unterzeichnete
Vereinbarung zwischen den beiden in-
volvierten Reiseveranstaltern Hotel-
plan und Imholz, den Geschädigten,
zwei Sozialversicherungen, acht Privat-
versicherungen und sechzehn Kantonen.
Die Reiseveranstalter und ihreVersiche-
rungsgesellschaften Winterthur und
Zürich hatten 4,8 Millionen Franken als
freiwilliges Zeichen der Solidarität mit

den Luxor-Opfern und ohne Anerken-
nung einer Haftung bereitgestellt.

Knapp dreissig Jahre später sind die
Rollen vertauscht. Seit dem verheeren-
den Brand in Crans-Montana ist die
Schweiz das Land, in dem Menschen
zu Schaden kamen. Italien will, was die
Schweiz damals vonÄgypten wollte: im
Land des Geschehens ermitteln, Infor-
mationen, Akteneinsicht. Die beiden
Fälle sind nicht eins zu eins vergleichbar.
Ein Brand ist keinAttentat, die Schweiz
beharrte gegenüber Ägypten nicht auf
der Entsendung sogenannter gemeinsa-
mer Ermittlungsgruppen, und der Ton
war deutlich diplomatischer.

Fonds ins Leben gerufen

Doch es gibt Parallelen. Die Schweiz
weiss aus eigener Erfahrung, wie belas-
tend es fürAngehörige ist, jahrelang auf
eine Entschädigung warten zu müssen.
Nach der Brandkatastrophe von Crans-
Montana haben Bund und Kanton des-
halb schnell reagiert. Der Kanton Wal-
lis sprach Betroffenen eine Soforthilfe
von 10 000 Franken pro Person zu.Ver-
gangene Woche beschloss der Bundes-
rat einen zusätzlichen Solidaritätsbei-
trag von 50 000 Franken pro Opfer.
Das Geld soll unabhängig von allfälli-
gen späteren zivil- oder strafrechtlichen
Verfahren ausgerichtet werden.

Parallel dazu wurde ein Fonds ins Le-
ben gerufen, der längerfristige Unter-
stützung ermöglichen soll. Die Leitung
dieses Fonds übernimmt die ehema-
lige Bundesrätin Doris Leuthard. Ziel
ist es, private und öffentliche Mittel zu
bündeln und eine transparente Vertei-
lung sicherzustellen. Das Geld aus dem
Fonds soll fliessen,wennVersicherungs-
leistungen nicht ausreichen oder beson-
dere Härtefälle vorliegen.

Um die verschiedenenAnsprüche zu
koordinieren und langwierige Prozesse
möglichst zu vermeiden, plant der Bund
zudem einen rundenTisch.Vertreter der
Opfer, der Versicherungen und die zu-
ständigen Behörden sollen gemeinsam
nach einvernehmlichen Lösungen su-
chen. Damit will man, wie nach Ägyp-
ten, langwierige Verfahren vermeiden.

Anders als im Fall von Luxor bemüht
sich die Schweiz also um ein Einver-
nehmen mit Italien. Dass sich der Bund
an der Opferhilfe beteiligt, hat haupt-
sächlich diplomatische Gründe. In der
Pflicht stehen nämlich die Brandverur-
sacher und laut dem Schweizer Opfer-
hilfegesetz der KantonWallis.

Der Bundesrat ist auf die Zustim-
mung des Parlaments angewiesen. Stim-
men die Volksvertreter dem Solidari-
tätsbeitrag des Bundes in der laufenden
Frühlingssession zu, fliesst das Geld sehr
schnell. Sagen sie Nein, müssen sich die
Opfer und deren Angehörige vorläufig
mit den 10 000 Franken zufriedengeben,
die der KantonWallis gesprochen hat.

Ungleichbehandlung der Opfer

Doch ob das Parlament den Bundesbei-
trag gutheisst, ist offen. Denn mit dem
Zustupf für die Opfer von Crans-Mon-
tana verstösst der Bundesrat gegen
die gesetzlich vorgegebene Gleich-
behandlung von Opfern. Der Walli-

ser FDP-Nationalrat Philippe Nanter-
mod etwa argumentiert, dass jährlich
900 000 Unfälle passieren, bei denen
der Bund nie zahle.

Italien hat bereits klargemacht, dass
es mit dem in Aussicht gestellten Geld
nicht zufrieden ist. Auch beharrt die
Regierung von Giorgia Meloni weiter-
hin darauf, selbst in der Schweiz ermit-
teln zu dürfen. Die zugesicherte koope-
rative Zusammenarbeit, die unter ande-
rem den schnellen Aktenaustausch er-
laubt, reicht ihr nicht. Lenkt die Schweiz
nicht ein, will Italien den nach Rom be-
orderten Botschafter nicht nach Bern
zurückschicken. Zwischen den bei-
den Ländern bahnt sich eine ernsthafte
diplomatische Krise an.

Die Hauptopfer der bilateralen Ver-
stimmung sind – wie schon nach Luxor –
die Verletzten und die Hinterbliebenen.
Viele der meist sehr jungenOpfer haben
schwere Beeinträchtigungen und wer-
den ihr Leben lang unter den Folgen der
Katastrophe leiden. Experten schätzen
die langfristigen Kosten für Langzeit-
pflege und Invaliditätsrenten auf gegen
eine Milliarde Franken. Die Abklärun-
gen werden jahrelang dauern.

Die Trauerfeier für die 36 Opfer des Luxor-Attentats fand am 29. November 1997 in der Werfthalle am Flughafen Zürich statt.
Der Ort bot genügend Platz für alle Särge. PETER LAUTH / KEYSTONE

Das Trinkgeld
soll steuerfrei
bleiben
Der Ständerat stoppt
Elisabeth Baume-Schneider

fon. · Der Staat zeigt sich erfinderisch,
wenn es darum geht, neue Geldquellen
zu erschliessen. So hat SP-Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider vor einiger
Zeit angekündigt, dass sie für die Finan-
zierung der AHV künftig auch auf die
Trinkgelder zugreifen will, die das Ser-
vicepersonal, die Bardame oder die
Coiffeuse erhalten. Die freiwilligen Zu-
wendungen der Kunden und Gäste sol-
len laut Baume-Schneider der Beitrags-
pflicht unterstellt und damit auch be-
steuert werden, sofern sie einen erheb-
lichen Teil des Lohnes ausmachen. Die
Innenministerin plant dazu eineAnpas-
sung der AHV-Verordnung.

Die Mitte setzt sich durch

Doch daraus dürfte nichts werden.
Zumindest nicht, wenn es nach dem
Ständerat geht. Die kleine Kammer
hat am Montag klargemacht, dass sie
es nicht goutiert, die Kleinverdiener zu-
sätzlich zur Kasse zu bitten und auf ihr
Trinkgeld zuzugreifen. Der Rat sprach
sich mit 42 zu 1 Stimme für eine Motion
des Walliser Mitte-Vertreters Beat Rie-
der aus. Ein Antrag des Ausserrhoder
FDP-Mannes Andrea Caroni, das An-
liegen zurückzustellen und zuerst in die
Kommission zu schicken, wurde abge-
lehnt. Die Mitte setzte sich gegen die
Freisinnigen durch.

DieMotion verpflichtet den Bundes-
rat, freiwillig entrichtete Trinkgelder im
AHV-Gesetz und im Gesetz über die
direkte Bundessteuer vom Lohn und
vom steuerbaren Einkommen expli-
zit auszunehmen. Das heisst: Aus dem
Vorhaben von Baumer-Schneider, in
Eigenregie auf dem Verordnungsweg
tätig zu werden, ohne Mitwirkung des
Parlaments, wird nichts. Der Stände-
rat will bei den Trinkgeldern mitreden
und dafür sorgen, dass der Bundesrat
nicht durchreguliert.

In der Debatte wurde mehrfach be-
tont, wie anspruchsvoll und hart der Job
des Servicepersonals sei, und das bei
eher schlechter Bezahlung. Der Motio-
när gab bekannt, persönlich unter Druck
zu stehen, und zwar von seiner Gat-
tin: «Meine Frau war zwanzig Jahre im
Gastgewerbe tätig und sagt, dass diese
Motion absolut dringlich sei und dass sie
sich nicht vorstellen könne, dass man im
Tiefstlohnsegment noch jede kleinste
Lücke schliesst, um diese zu besteuern.»

Dass das Trinkgeld zum Politikum
geworden ist, hängt damit zusammen,
dass viele Leute heute digital zahlen und
auch den sogenannten «Overtip» nicht
mehr bar auf den Tisch legen. Damit
taucht dasTrinkgeld in der Buchhaltung
der Gastronomiebetriebe plötzlich auf
und wird sichtbar. Es handle sich zum
Teil um hohe Beträge, die das Personal
auf diese Weise zusätzlich verdiene, sa-
gen die Befürworter einer Regulierung.

Recherchen im Restaurant

Rieder hatte imVorfeld der Parlaments-
debatte selber Recherchen beim Perso-
nal des Bundeshaus-Restaurants Gale-
rie des Alpes angestellt. Er kommt zu
einem anderen Schluss: Der Lohn, den
die Angestellten dort erhielten, betrage
netto 4000 Franken, berichtete er dem
Rat. Dazu kämen zwischen 100 und 200
Franken Trinkgeld. Das seien keine Be-
träge, die eine Regulierung erforderten.

Die freiwilligen Zuwendungen seien
ein Zeichen der Wertschätzung, eine
Schenkung, wurde in der Debatte be-
tont. Sie würden unregelmässig flies-
sen, seien nicht planbar, nicht vertrag-
lich vereinbart, und der Kontrollauf-
wand, um sie zu erfassen und über den
Lohn abzurechnen, wäre hoch. Zudem
wäre der Nettoverlust für die Betreffen-
den grösser als der Rentenzuschlag, den
sie Jahrzehnte später erhielten.

Dass Baume-Schneiders Pläne einen
schweren Stand haben würden, hatte
sich abgezeichnet.Die Gastronomie und
die Hotellerie sind klar dagegen, Trink-
gelder als Lohn anzusehen und für die
Finanzierung der AHV beizuziehen.
Dasselbe gilt für die Gewerkschaften.

Die Hauptopfer
der bilateralen
Verstimmung sind –
wie schon nach Luxor –
die Verletzten und
die Hinterbliebenen.

Zwei Beamte
der Bundespolizei
reisten schliesslich
nach Kairo. Doch dort
wurden die Schweizer
weitgehend ignoriert.


